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DIE LINKE Fraktion  Zollernstraße 16  52070 Aachen 
 
 
An 
 
Herrn Städteregionsrat 
Helmut Etschenberg 
 
- im Hause - 
 
 
 
               
Antrag „Einführung eines Sozialtarifs für Strom durch Enwor und EWV“ 
 
                   Aachen, den 14. November 2012 
Sehr geehrter Herr Etschenberg,  
 
die Fraktion DIE LINKE beantragt, o.a. Antrag auf die Tagesordnung der Sitzung des 
Städteregionstags am 13.12.2012 zu setzen und folgenden Beschluss zu fassen: 
Der Städteregionstag fordert seine Vertreter im Aufsichtsrat bzw. in der 
Gesellschafterversammlung von Enwor und EWV auf, auf einen Sozialtarif hinzuwirken, den 
zumindest Personen, die nach § 4 Abs. 1 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vom 
Rundfunkbeitrag befreit sind, in Anspruch nehmen können. Der Sozialtarif sollte auf einem 
Ökotarif beruhen, der den Bezug von Strom aus 100% erneuerbaren Energien sicherstellt.   
 
Begründung: 
 
Der starke Anstieg der Strompreise in den letzten Jahren hat dazu geführt, dass immer mehr 
Menschen mit geringem Einkommen ihre Stromrechnungen nicht mehr bezahlen können und 
daher von Stromsperrungen betroffen oder bedroht sind. Aktuell sind davon bundesweit 
600.000 Haushalte betroffen.  
Erschwerend kommt hinzu, dass erfahrungsgemäß die großen Energiekonzerne die 
notwendige Energiewende als Argument für drastische Preiserhöhungen missbrauchen. 
Bereits seit dem Jahr 2000 ist der durchschnittliche Preis einer Kilowattstunde von 14 auf 26 
Cent gestiegen.  
Da eine ausreichende Versorgung mit Strom zur Daseinsvorsorge gehört, muss eine 
Sperrung in jedem Fall verhindert werden. Solange es keine armutsfeste Mindestsicherung 
gibt, ist ein entsprechender Sozialtarif ein adäquates Mittel, einkommensschwache 
Haushalte zu entlasten und Stromsperrungen auszuschließen. 
Stromspar-Checks, wie sie es in unserer Region gegeben hat, halten wir für sinnvoll, aber 
nicht ausreichend, der sich vergrößernden Energiearmut entgegenzuwirken.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Harald Siepmann   Marika Jungblut   Uwe F. Löhr 
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